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Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 �
Rechnungswesensysteme beim Land NÖ
Zusammenfassung

Die Vorarbeiten zur Umsetzung der Voranschlags- und Rechnungsabschluss-
verordnung 2015 � VRV 2015 (kurz VRV 2015) ab dem Finanzjahr 2019 im
Bereich des Landes NÖ wurden zweckmäßig aufgesetzt und verliefen entspre-
chend dem Projektplan.
Mit der VRV 2015 und der Vereinbarung gemäß Artikel 15a Abs 2 B-VG zwi-
schen den Ländern über gemeinsame Haushaltsgrundsätze  verständigten sich
Länder und Gemeinden mit dem Bund darauf, ihre Haushaltsführung auf ein
integriertes Verbund-Rechnungswesen aus Ergebnis-, Finanzierungs- und
Vermögenhaushalt nach den Grundsätzen der Transparenz, Effizienz und
weitgehenden Vergleichbarkeit umzustellen.
Da eine Novelle zur VRV 2015 bevorstand (Kontenpläne, Beilagen zum Vor-
anschlag und Rechnungsabschluss), wurde die einheitliche Anwendung der
VRV 2015 für Länder und Gemeinden ab dem Finanzjahr 2020 angestrebt.

Anpassung der Rechnungswesensysteme
Für die Umsetzung der VRV 2015 waren noch inhaltliche, technische und
organisatorische Anpassungen im Haushalts- und Rechnungswesen des Lan-
des NÖ vorzunehmen. Das umfasste neben dem Umbau der Haushaltsrech-
nung zu einer Finanzierungsrechnung insbesondere die Ergebnis- und die
Vermögensrechnung. Weiters mussten der Voranschlag 2019 vorbereitet und
für die Eröffnungsbilanz zum 1. Jänner 2019 alle Vermögenswerte des Landes
NÖ vollständig erfasst und bewertet werden.
Auch die Rechnungslegungsvorschriften des Landes, insbesondere die �Vor-
läufige Verrechnungs- und Zahlungsordnung des Landes NÖ (VVZO)�, bedurf-
ten einer grundlegenden Überarbeitung in einer verbindlichen Form.

Organisation
Die Umstellung auf die VRV 2015 oblag vor allem den Abteilungen Landes-
amtsdirektion LAD1 und Finanzen F1, die bereits maßgeblich an der Verord-
nung und an der Vereinbarung mitgearbeitet hatte, sowie den kredit- und
einnahmenverwaltenden Abteilungen bzw. den nachgeordneten Dienststellen
des Landes NÖ. Das Projekt �Umsetzung VRV 2015� verfolgte den zweckmä-
ßigen Ansatz, für die Umstellung kein zusätzliches Personal aufzubauen,
sondern erprobte Prozesse von Bund und Ländern heranzuziehen, mit den
anderen Ländern zusammenzuarbeiten und den einmaligen Umstellungsauf-
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wand insbesondere an Informationstechnologie durch Fremdleistungen abzu-
decken.

Rechnungswesensysteme
Das Land NÖ verfügte über unterschiedliche kamerale und doppische Rech-
nungswesensysteme. Im Mittelpunkt der Haushaltsführung standen der
Voranschlag (Budget) und der Rechnungsabschluss (Voranschlagsvergleich),
sowie die Mehrphasenbuchhaltung als zentrales Rechnungswesensystem.
Die Mehrphasenbuchhaltung war mit den anderen Rechnungswesensystemen
verbunden, so zum Beispiel mit der Integrierten Personalverwaltung und
Abrechnung (IPA), dem Bezirkshauptmannschaften Rechnungswesen
(NPMSYS) oder den SAP' Systemen der NÖ Landeskliniken und NÖ Landes-
heime. Daher bestand eine komplexe Systemlandschaft mit jährlich über
3.000 zeitversetzten Schnittstellenläufen aus bzw. zu Vorsystemen, Verlags-
stellen, Programmen und Datenbanken. Das stellte ein inhärentes Gebarungs-
risiko dar, erforderte einen laufenden Abgleich der uneinheitlichen Daten und
verursachte einen Abstimmungs- und Kontrollaufwand.
Auf Grund der komplexen Systemlandschaft mit ihren zahlreichen Schnitt-
stellen und unterschiedlichen Schnittstellenläufen sollten insbesondere wäh-
rend der Umstellung auf die VRV 2015, die Anpassungen der laufenden Pro-
zesse und Systeme erfordert, die Kontrollmechanismen zur Datenqualität und
damit zur Gebarungssicherheit verstärkt werden.
Die Komplexität der Systemlandschaft im Rechnungswesen sollte nach der
Umstellung auf die VRV 2015, allenfalls in einem Folgeprojekt, reduziert
werden.

Informations- und Schulungsbedarf
Auf allen Ebenen und in allen Bereichen war ein vermehrter Informations-
und umfangreicher Schulungsbedarf zu erwarten und durch entsprechende
Angebote abzudecken.

Nutzen der Umstellung
Die Kosten der Umstellung auf die VRV 2015 für Eigen- und Fremdleistungen
sowie für Schulungen sollten einen entsprechenden Nutzen bewirken, indem
die Haushaltsführung über die Ergebnis-, Finanzierungs- und Vermögens-
rechnung des Landes NÖ zur Steuerung herangezogen wird und aus den
Ergebnissen strukturelle Maßnahmen abgeleitet werden.
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Die NÖ Landesregierung sagte in ihrer Stellungnahme vom 5. Septem-
ber 2017 im Wesentlichen zu, die Empfehlungen des Landesrech-
nungshofs umzusetzen und informierte über die geplante Anschaf-
fung eines neuen Buchhaltungssystems sowie über weitere Maßnah-
men.



VRV 2015 � Rechnungswesensysteme beim Land NÖ 1

1. Prüfungsgegenstand
Die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 (kurz VRV
2015) erforderte eine Erweiterung der überwiegend kameralen Haushaltsfüh-
rung (Voranschlag und Rechnungsabschluss in Form einer erweiterten Ein-
nahmen- und Ausgabenrechnung) des Landes NÖ auf einen integrierten
Ergebnis-, Finanzierungs- und Vermögenshaushalt bzw. eine integrierte Er-
gebnis-, Finanzierungs- und Vermögensrechnung nach den Grundsätzen der
doppelten Buchführung ab dem Rechnungsjahr 2019.
Eine derart umfassende Systemumstellung ließ vor allem in der Einführungs-
phase erhöhten (internen und externen) Personal-, Beratungs-, Kommunika-
tions-, Informations- und Schulungsbedarf sowie Mehraufwand erwarten.
Der Landesrechnungshof überprüfte daher die Gebarung des Landes NÖ in
Bezug auf die Vorbereitungen auf die VRV 2015 mit dem Rechnungsjahr
2019, zu der ein Projekt eingerichtet wurde.
Ziel der Querschnittsüberprüfung war, den NÖ Landtag zu informieren,
inwieweit sich die NÖ Landesverwaltung bereits auf die VRV 2015 vorbereitet
hat und noch vor dem In-Kraft-Treten der VRV 2015 Hinweise und Empfeh-
lungen für allenfalls noch erforderliche Anpassungen oder Erweiterungen des
NÖ Haushalts- und Rechnungswesens geben zu können.

Prüfungsmethodik1.1
Der Landesrechnungshof erhob, welche Rechnungswesensysteme die kredit-
und einnahmenverwaltenden Abteilungen des Amts der NÖ Landesregierung
sowie deren nachgeordnete Dienststellen mit 31. Dezember 2016 einsetzten
und inwieweit diese Systeme den Erfordernissen der VRV 2015 entsprachen.
Er konzentrierte sich auf die zentralen Rechnungswesensysteme wie die
Mehrphasenbuchhaltung (MPB) und die Integrierte Personalverwaltung und
Abrechnung (IPA) sowie auf die vorgelagerten Systeme (Vorsysteme) und
Schnittstellen zur Finanzbuchhaltung. Dabei überprüfte er stichprobenartig,
wie die Systeme die richtige und vollständige Erfassung der Gebarung sicher-
stellen.
Der Landesrechnungshof orientierte sich neben der VRV 2015 auch am Leit-
faden zur Prüfung von Rechnungsabschlüssen und berücksichtigte, dass der
Rechnungshof die Querschnittsprüfung �Interne Kontrollsysteme im Finanz-
management der Bundesländer� in sein Prüfungsprogramm aufnahm, um
inhaltliche Doppelgleisigkeiten zu vermeiden.
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Der Bericht wurde grundsätzlich in einer geschlechtergerechten Sprache
verfasst. Einzelne Bezeichnungen, die � um die Übersichtlichkeit zu erhöhen
und die Lesbarkeit zu vereinfachen � nur in einer Geschlechtsform verwendet
wurden, umfassen Frauen und Männer gleichermaßen.

Gebarungsumfang und Kenndaten1.2
In den Rechnungswesensystemen des Landes NÖ wurde im Jahr 2016 ein
Haushaltvolumen von 8,74 Milliarden Euro verarbeitet. Die Finanzschulden
und Barvorlagen mit 31. Dezember 2016 beliefen sich auf 4,35 Milliarden
Euro.
Die Haushaltsrechnung ergab im Jahr 2016 einen Nettoabgang von
287,5 Millionen Euro, wobei das Maastricht-Ergebnis laut Rechnungsquer-
schnitt -37,99 Millionen Euro betrug. Außerdem wies der Rechnungsabschluss
im Jahr 2016 Eventualverbindlichkeiten (Haftungen) von 9,53 Milliarden
Euro aus.
Das zentrale Rechnungswesen des Landes NÖ beruhte auf dem System der
Mehrphasenbuchhaltung, die über Schnittstellen mit anderen kameralen und
doppischen Rechnungswesensystemen des Landes verbunden war. Diese
komplexe System- und Schnittstellenlandschaft wies im Jahr 2016 folgende
Kenndaten auf:

Tabelle 1: Kenndaten der Landesbuchhaltung 2016

Kassenmäßiger Umsatz der Haushaltsgebarung in Millionen Euro *) 60.002

Anzahl der Konten der zentralen Mehrphasenbuchhaltung 88.891

Anzahl der Buchungen der zentralen Mehrphasenbuchhaltung 986.806

Anzahl der Verlagsstellen 331

Anzahl der Schnittstellensysteme 18

Anzahl der Schnittstellenläufe mit Vorsystemen 3.029

*) Der kassenmäßige Umsatz der Haushaltsgebarung dokumentiert die Summe der Geldbewe-
gung, die beim Vollzug des Landeshaushalts entsteht. Er beträgt ein Mehrfaches des Haus-
haltsvolumens, da sich darin alle Geldbestandsveränderungen und Verrechnungsabläufe des
Haushaltsjahres widerspiegeln.

2. Zuständigkeiten
Die Führung der Haushalte stellte grundsätzlich eine Angelegenheit des
selbstständigen Wirkungsbereichs von Bund, Ländern und Gemeinden dar. In
Niederösterreich bestanden dafür folgende Zuständigkeiten:
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NÖ Landtag2.1
Dem NÖ Landtag oblag die haushaltsrechtliche Landesgesetzgebung und im
Rahmen seiner Budgethoheit die Beratung und Beschlussfassung über den
Voranschlag und den Rechnungsabschluss des Landes NÖ, den die NÖ Lan-
desregierung jährlich zu erstellen und dem NÖ Landtag mit den entsprechen-
den Beilagen zeitgerecht vorzulegen hatte.

NÖ Landesregierung2.2
Auf Grund der Verordnung über die Geschäftsordnung der NÖ Landesregie-
rung war ab 19. April 2017 Landesrat Dipl.-Ing. Ludwig Schleritzko für Finan-
zangelegenheiten einschließlich der Verwaltung des Landesvermögens zu-
ständig. Davor fielen diese Angelegenheiten in die Zuständigkeit der damali-
gen Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Johanna Mikl-Leitner.

Amt der NÖ Landesregierung
Die Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung ordnete die Auf-
gaben im Zusammenhang mit Finanzangelegenheiten einschließlich der
Verwaltung des Landesvermögens der Abteilung Finanzen F1 zu. Dieser Abtei-
lung war als eigene Organisationseinheit die Landesbuchhaltung mit Landes-
buchhaltung-Zahlungsverkehr, Landesbuchhaltung-Verrechnung und Landes-
buchhaltung-Revision sowie anderen Einheiten zugeordnet.
Die Umstellung auf einen integrierten Ergebnis-, Finanzierungs- und Vermö-
genshaushalt betraf jedoch alle Mitglieder der NÖ Landesregierung, alle kre-
dit- und einnahmenverwaltenden Abteilungen sowie alle nachgeordneten
Dienststellen des Landes NÖ, wie die NÖ Universitäts- und Landeskliniken,
die NÖ Landespflegeheime und die NÖ Landesjugendheime. Der Bericht
verwendet noch die Bezeichnungen, die vor der am 25. April 2017 beschlosse-
nen Umbenennung der Landesheime galten.

3. Rechtsgrundlagen
Für die Haushaltsführung des Landes NÖ galten auf der Grundlage des Euro-
parechts bundes- und landesrechtliche Vorschriften und Vereinbarungen, die
den Rahmen und das System der Haushaltsführung und der Rechnungslegung
(Maastricht-Defizit, Voranschlag, Verrechnung, Rechnungsabschluss) be-
stimmten.
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Europarecht3.1
Im Vertrag von Maastricht verpflichteten sich die Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union unter anderem dazu, übermäßige öffentliche Defizite von über
drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts und einen öffentlichen Schulden-
stand von über 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu vermeiden (Art 104
EU-Vertrag, Protokoll über das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit;
Entschließung des Europäischen Rates vom 17. Juni 1997 Verordnungen (EG)
Nr. 1466/97 und 1467/97).
Das Europarecht erhielt mit der Fiskalrahmenrichtlinie (Richtlinie
2011/85/EU des Rates über die Anforderungen an die haushaltspolitischen
Rahmen der Mitgliedstaaten) zudem Vorgaben für Rechnungslegung, Statistik
und Prognosen, wonach unter anderem die Systeme des öffentlichen Rech-
nungswesens sämtlicher Teilsektoren des Staates umfassend und kohärent
abgedeckt und Informationen zur periodengerechten Daten geliefert werden
sollten. Mit der Vollständigkeit des Staatshaushalts wurden umfassende
Informationen zu außerbudgetären Posten, Eventualverbindlichkeiten (wie
Haftungen, notleidende Darlehen oder Verbindlichkeiten öffentlicher Körper-
schaften) erforderlich (vgl. Bericht des Rechnungshofs Reihe Bund 2012/13
�Anforderungen an das Rechnungswesen der Länder und Gemeinden aus der
Sicht des Rechnungshofes�).
Die Einhaltung der europarechtlichen Verpflichtungen durch Bund, Länder
und Gemeinden wurde in den österreichischen Stabilitätspakten unter ande-
rem in Form von �Stabilitätsbeiträgen� bzw. �Maastricht�Ergebnissen� festge-
legt.
Der Österreichische Stabilitätspakt 2012 regelte unter anderem die Koordina-
tion der Haushaltsführung, den zulässigen Haushaltssaldo und Schuldenstand
nach dem Europäischen System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
(ESVG), die Schuldenbremse (struktureller Saldo) sowie Ausgabenwachstums-
und Haftungsobergrenzen. Darin kam das Bekenntnis von Bund, Ländern und
Gemeinden zur gesamtstaatlichen Verantwortung sowie zur möglichst ge-
treuen Darstellung der finanziellen Lage nach den Grundsätzen der Transpa-
renz, Effizienz und weitgehenden Vergleichbarkeit in der Haushaltsführung
zum Ausdruck.

Bundesrecht3.2
Das Bundes-Verfassungsgesetz verpflichtete Bund, Länder und Gemeinden
dazu, ihre Haushaltsführung im Hinblick auf die Sicherstellung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts und auf nachhaltig geordnete Haushalte zu
koordinieren und dabei die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Män-
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nern  anzustreben  (Art  13  Abs  2  und  3  B-VG;  Art  15  Abs  1  B-VG;  Art  118
B-VG).
Das Finanz-Verfassungsgesetz 1948 ermächtigte den Bundesminister für
Finanzen dazu, im Einvernehmen mit dem Rechnungshof die Form und Glie-
derung der Voranschläge der Gebietskörperschaften durch Verordnung inso-
weit zu regeln, als dies für eine Vereinheitlichung erforderlich war (§ 16 Abs 1
Finanz-Verfassungsgesetz 1948).

Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 1997
Die Regelungen erfolgten in der Voranschlags- und Rechnungsabschlussver-
ordnung 1997, BGBl 1996/787, einer �paktierten� Verordnung des Bundes-
ministers für Finanzen. Diese beruhte auf dem �Heiligenbluter Abkommen�
vom 28. Juni 1974, in dem Bund, Länder und Gemeinden übereinkamen,
Form und Gliederung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse einver-
nehmlich zu gestalten (�Schlussprotokoll über das Ergebnis der Verhandlun-
gen der Vertreter des Bundes, der Länder und der Gemeinden über den Ent-
wurf einer Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der Form und
Gliederung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse der Länder, der Ge-
meinden und von Gemeindeverbänden geregelt werden, und über die hierzu
gemeinsam ausgearbeiteten Anmerkungen�).
Die VRV 1997 war im Rahmen des sogenannten VR-Komitees, einem ständig
eingerichteten Komitee aus Vertreterinnen und Vertretern des Bundes, der
Länder, Städte und Gemeinden, weiterentwickelt worden. Dieses Komitee
förderte zwar eine einheitliche Anwendung der VRV 1997, behielt jedoch das
kamerale System der Haushaltsführung und Rechnungslegung mit einer
erweiterten Einnahmen- und Ausgabenrechnung bei.

Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015
Ausgehend von der Bundes-Haushaltsrechtsreform 2013 und dem Bekenntnis
zu einer möglichst getreuen, vollständigen und einheitlichen Darstellung der
finanziellen Lage nach den Grundsätzen der Transparenz, Effizienz und weit-
gehenden Vergleichbarkeit in der Haushaltsführung (Stabilitätspakt, Be-
schluss der Landesfinanzreferentenkonferenz vom 11. Oktober 2013) wurde
in mehreren Stufen die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung
2015 � VRV 2015, BGBl II 2015/313, entwickelt.
Diese Verordnung des Bundesministers für Finanzen passte die Haushaltsfüh-
rung und die Rechnungslegung der Länder und Gemeinden über 10.000 Ein-
wohner verpflichtend ab dem Finanzjahr 2019 und der kleineren Gemeinden
ab dem Finanzjahr 2020 weitgehend an das System des Bundes (Ergebnis-,
Finanzierungs- und Vermögensrechnung) an. Die am 19. Oktober 2015 kund-
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gemachte Verordnung löste die Voranschlags- und Rechnungsabschlussver-
ordnung 1997 � VRV 1997 ab.
Die Vorarbeiten zu dieser Verordnung erfolgten zunächst getrennt in einer
Arbeitsgruppe des Bundes und in einer der Länder, Städte und Gemeinden.
Die Abteilung Finanzen F1 des Landes NÖ wirkte dabei federführend an dem
Vorschlag mit, der im Auftrag der Landesfinanzreferentenkonferenz nach den
benannten Grundsätzen der möglichst getreuen, vollständigen und einheitli-
chen Darstellung der nanziellen Lage (Liquiditäts-, Ressourcen- und Vermö-
genssicht), der Transparenz, der Effizienz und der Vergleichbarkeit unter
Einbindung des Österreichischen Städtebunds und des Österreichischen
Gemeindebunds ausgearbeitet wurde (Beschluss der Landes nanzreferenten-
konferenz vom 11. Oktober 2013).
Ab Juni 2014 erstellte eine gemeinsame Arbeitsgruppe aus Vertreterinnen
und Vertretern des Bundesministeriums für Finanzen, des Rechnungshofs,
der Länder, des Österreichischen Städtebunds und des Österreichischen
Gemeindebunds aus dem Entwurf des Bundes und dem Entwurf der Länder,
Städte und Gemeinden ein gemeinsames Modell für das integrierte Verbund-
Rechnungswesen (Drei-Komponenten-Rechnung).
Die VRV 2015 beschränkte sich nicht wie ihre Vorläuferin auf Form und
Gliederung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse der Länder, Städte
und Gemeinden, sondern traf auch Regelungen, die über die Verordnungser-
mächtigung des Bundesministers für Finanzen hinausgingen, so zum Beispiel
Ansatz- und Bewertungsregeln.
Dagegen meldeten die Länder � unbeschadet ihrer inhaltlichen Zustimmung �
grundsätzlich verfassungsrechtliche Bedenken an. Eine Anfechtung der VRV
2015 bzw. der über die Ermächtigung des § 16 Abs 1 Finanz-Verfassungs-
gesetz 1948 hinausgehenden Bestimmungen der Verordnung beim Verfas-
sungsgerichtshof erfolgte jedoch nicht. Die Länder unterzeichneten unterdes-
sen am 3. November 2015 die Vereinbarung gemäß Art 15a Abs 2 B-VG zwi-
schen den Ländern über gemeinsame Grundsätze der Haushaltsführung.

Novellierung der VRV 2015
Im Zuge der Umsetzung der VRV 2015 ergaben sich über 100 ˜nderungsvor-
schläge, insbesondere beim Kontenplan, bei den Zuordnungen zu den Konten
sowie bei den Anlagen zum Voranschlag und zum Rechnungsabschluss. Daher
stand im Jahr 2017 eine Novelle zur VRV 2015 bevor.
Die ausstehende erforderliche Novelle der VRV 2015 erschwerte die
Umsetzung der VRV 2015 ab dem Finanzjahr 2019. Um einen verlore-
nen Aufwand für Anpassungen insbesondere der EDV-Systeme durch
die Novelle zu vermeiden, strebte die Landeshauptleutekonferenz, der



VRV 2015 � Rechnungswesensysteme beim Land NÖ 7

Österreichische Städtebund und der Österreichische Gemeindebund
eine flächendeckende Anwendung der novellierten VRV 2015 in allen
Ländern, Städten und Gemeinden spätestens ab dem Finanzjahr 2020
an. Die angestrebte Verschiebung auf das Jahr 2020 trug den zeitli-
chen Verzögerungen durch die Novelle Rechnung.

Vereinbarung gemäß Art 15a Abs 2 B-VG3.3
zwischen den Ländern über gemeinsame
Grundsätze der Haushaltsführung

In dieser Vereinbarung gemäß Art 15a Abs 2 B-VG zwischen den Ländern über
gemeinsame Grundsätze der Haushaltsführung bekannten sich die Länder
zum �Heiligenbluter Abkommen� vom 28. Juni 1974. Dazu bekräftigten sie in
Artikel 1 der Vereinbarung unter anderem ihr Bekenntnis zur Harmonisie-
rung der Rechnungslegungsvorschriften in allen öffentlichen Haushalten
sowie zur Weiterentwicklung der Normen der Rechnungslegung gemeinsam
mit dem Bund. In Artikel 2 der Vereinbarung wurden die Inhalte der VRV
2015, über die inhaltliche Übereinstimmung mit dem Bund herrschte, wört-
lich übernommen.
Die Artikel 3 und 4 regelten den Anwendungsbeginn und das In-Kraft-Treten
und legten � im Unterschied zur VRV 2015 � als spätesten Anwendungsbe-
ginn das Finanzjahr 2020 fest. Die Vereinbarung wurde gemäß Artikel 5 auf
unbestimmte Zeit mit einem Kündigungsrecht abgeschlossen.
Der NÖ Landtag verabschiedete diese Vereinbarung am 17. März 2016.

NÖ Landesrecht3.4
Die NÖ Landesverfassung 1979 (NÖ LV 1979), LGBl 0001, enthielt ausgehend
von den Zielen und Grundsätzen des staatlichen Handelns (Artikel 4) auch die
Grundlagen für die Verwaltung des Landesvermögens und für die Haushalts-
führung des Landes NÖ durch die NÖ Landesregierung. Diese hatte dem NÖ
Landtag einen Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben und einen Rech-
nungsabschluss des Landes NÖ vorzulegen.
Form und Gliederung des Voranschlags und des Rechnungsabschlusses regelte
die VRV 1997 bzw. ab dem Finanzjahr 2019 die VRV 2015. Die �Vorläufige
Verrechnungs- und Zahlungsordnung des Landes NÖ (VVZO)� enthielt dazu
ergänzende landespezifische Vorschriften. Zudem erteilte der NÖ Landtag mit
dem Voranschlag Richtlinien und Ermächtigungen für den Vollzug des Lan-
deshaushalts durch die NÖ Landesregierung.
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Die Umsetzung der VRV 2015 und der Vereinbarung gemäß Art 15a Abs 2 B-
VG über die gemeinsamen Grundsätze der Haushaltsführung der Länder
erforderten eine Anpassung der haushaltsrechtlichen Vorschriften und Richt-
linien des Landes NÖ. Das betraf insbesondere die �Vorläufige Verrechnungs-
und Zahlungsordnung des Landes NÖ� sowie Vorschriften zur Landesver-
rechnung, zur Vollziehung des Voranschlags, zur voranschlagswirksamen
Verrechnung sowie zur Bestands- und Erfolgsverrechnung.
Der Landesrechnungshof empfahl der NÖ Landesregierung, die Vorschriften
und Richtlinien der Abteilung Finanzen F1 an die VRV 2015 bzw. an die Ver-
einbarung gemäß Art 15a Abs 2 B-VG zwischen den Ländern über gemeinsa-
me Grundsätze der Haushaltsführung in einer verbindlichen Form anzupas-
sen.

Ergebnis 1
Die NÖ Landesregierung sollte veranlassen, dass die Vorschriften zur
Haushaltsführung und Rechnungslegung an die Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 � VRV 2015 bzw. an die Verein-
barung gemäß Art 15a Abs 2 B-VG zwischen den Ländern über ge-
meinsame Grundsätze der Haushaltsführung angepasst und in einer
verbindlichen Form erlassen werden.

Stellungnahme der NÖ Landesregierung:
Ein abteilungsübergreifendes Projekt wurde unter Federführung der Abteilung
Finanzen aufgesetzt, welches die VRV 2015 in Niederösterreich umsetzt. Dieses
Projekt beinhaltet auch die Adaptierung bestehender Vorschriften an die Anforde-
rungen der Voranschlags und Rechnungsabschlussverordnung 2015.

˜ußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich:
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

4. Drei-Komponenten-System
Die Haushaltsführung nach der VRV 1997 beruhte im Wesentlichen auf dem
Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben eines Jahres, gegliedert nach
Ansätzen (funktionale Gliederung) und Posten (ökonomische Gliederung).
Das Haushaltsergebnis ergab sich aus der Gegenüberstellung der gesamten
voranschlagswirksamen Einnahmen und Ausgaben eines Rechnungsjahrs als
Haushaltsabgang oder als Haushaltsüberschuss.
Die Voranschlagsvergleichsrechnung informierte über den Budgetvollzug und
umfasste neben den geleisteten Einzahlungen und Auszahlungen (Ist-
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Rechnung) auch eingegangene Forderungen und Verbindlichkeiten (Soll-
Rechnung). Erläuterungen, Nachweise, Beilagen und Berichte zu den Voran-
schlägen und den Rechnungsabschlüssen, wie zum Beispiel die Voranschlags�
und Rechnungsquerschnitte, boten ergänzende Informationen.
Die VRV 2015 erweiterte dieses System der Haushaltsführung und der Rech-
nungslegung auf einen integrierten Ergebnis-, Finanzierungs- und Vermö-
genshaushalt mit einem integrierten Verbund-Rechnungswesen aus Ergebnis-,
Finanzierungs- und Vermögensrechnung (Drei-Komponenten-System).
Damit wurden die Anforderungen der Europäischen Union, des Bundes, der
Länder, Städte und Gemeinden sowie nicht zuletzt der Finanzkontrolle auf
einen gemeinsamen Nenner gebracht und erfüllt. Zugleich konnten Aussage-
kraft, Effizienz, Transparenz, Vollständigkeit, Vergleichbarkeit, Steuerungs-
funktion des Haushalts- und Rechnungswesens der öffentlichen Hand verbes-
sert werden.
Den NÖ Landtag und die NÖ Landesregierung erwarteten mit dem Ergebnis-,
Finanzierungs- und Vermögenshaushalt samt der Ergebnis-, Finanzierungs-
und Vermögensrechnung breitere Entscheidungsgrundlagen für die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung des Landes NÖ.

Abbildung 1: Ergebnis-, Finanzierungs- und Vermögenshaushalt

Finanzierungshaushalt
Im Rahmen des Finanzierungshaushalts (Voranschlag, Rechnungsabschluss)
werden die voraussichtlich zu erzielenden Einzahlungen und die zu leistenden
Auszahlungen eines Jahres veranschlagt und die tatsächlichen Einzahlungen
und Auszahlungen eines Jahres verrechnet.
Die Finanzierungsrechnung erfasst somit alle Zahlungsmittel- bzw. Geldflüsse
eines Rechnungsjahres nach dem Kassenprinzip und bildet die Veränderungen
der Zahlungsmittel ab. Sie wurde der direkten Geldflussrechnung (Kapital-
fluss- bzw. Cash-Flow-Rechnung) des kaufmännischen Rechnungswesens
nachgebildet und löst die Ist-Verrechnung der kameralen Haushaltsrechnung
ab.

Ergebnishaushalt
einer Soll- bzw. Gewinn- und Verlust-

rechnung nachgebildet, umfasst:
Ergebnisvoranschlag

Ergebnisrechnung
Nettoergebnis (Jahreserfolg)

Finanzierungshaushalt
einer Ist- bzw. Geldflussrechnung

nachgebildet, umfasst:
Finanzierungsvoranschlag

Finanzierungsrechnung
Veränderung der liquiden

Mittel

Vermögenshaushalt
entspricht einer Bilanz (kein Voran-

schlag) und umfasst die:
Vermögensrechnung

       enthält Nettovermögen und
liquide Mittel
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